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A. Problem und Ziel 

Von der anhaltend guten konjunkturellen Entwicklung und der deutlichen Ent- 
spannung des Arbeitsmarktes profitieren nicht alle Jüngeren gleichermaßen. 
Dies gilt insbesondere für Jüngere im Bereich der Grundsicherung für Arbeit- 
suchende. Fehlende berufliche Qualifikation, gesundheitliche Einschränkungen 
und Schuldenprobleme erschweren eine erfolgreiche berufliche Eingliederung. 
Schlechte Startchancen ziehen in der späteren Erwerbsbiografie häufig Arbeits- 
losigkeit nach sich, bis hin zu sich verfestigender Langzeitarbeitslosigkeit. Bil- 
dungsschwache Jugendliche und junge Erwachsene, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, sollen daher die Chance erhalten, sich am Arbeits- 
platz zu bewähren und ihre Qualifikation zu verbessern. 

Mit der Integration in Betriebe sollen sie auch in sozialer Flinsicht profitieren 
und über die Erwerbsintegration eventuell noch bestehende Vermittlungshemm- 
nisse abbauen. Über die vorhandenen Leistungen zur Ausbildungs- und Arbeits- 
förderung für Jugendliche und junge Erwachsene hinaus werden deshalb mit 
diesem Gesetzentwurf spezifische Eingliederungs- und Qualifizierungszuschüs- 
se sowie unterstützende Arbeitgeberleistungen im Bereich der Einstiegsqualifi- 
zierung, der Berufsausbildungsvorbereitung und der betrieblichen Ausbildung 
vorgesehen. 


B. Lösung 

Das Gesetz sieht folgende Maßnahmen vor: 

• Im Dritten und Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III und SGB II) wird 
als neue Arbeitgeberleistung ein Qualifizierungszuschuss für die Einstellung 
von jüngeren Arbeitnehmern, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, eingeführt, die zuvor mindestens sechs Monate arbeitslos waren, ohne 
Berufsabschluss sind und die während der geförderten Beschäftigung be- 
trieblich qualifiziert werden. Gefördert werden Arbeitgeber für längstens 
zwölf Monate mit 50 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts, 
wobei 15 Prozentpunkte für die Qualifizierung des jüngeren Arbeitnehmers 
zweckgebunden sind. Bei der Bemessung des Zuschusses werden Brutto- 
arbeitsentgelte von höchstens 1 000 Euro monatlich zugrunde gelegt. Die 
gesetzliche Regelung ist bis Ende 2010 befristet. 
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• Es wird ein Eingliederungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer geschaffen, 
um eine Verfestigung von Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Er richtet sich an 
Arbeitgeber, die jüngere Arbeitnehmer einstellen, die trotz eines Berufsab- 
schlusses zuvor mindestens sechs Monate arbeitslos waren. Gefördert wer- 
den Arbeitgeber für längstens zwölf Monate mit mindestens 25 und höchs- 
tens 50 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts. Bei der Be- 
messung des Zuschusses werden Bruttoarbeitsentgelte von höchstens 
1 000 Euro monatlich zugrunde gelegt. Die gesetzliche Regelung ist bis Ende 
2010 befristet. 

• Die bisher über das Sonderprogramm des Bundes durchgeführte betriebliche 
Einstiegsqualifizierung Jugendlicher (EQJ-Programm) wird als Ermessens- 
leistung für Arbeitgeber übernommen. Damit wird das Angebot an der 
Schnittstelle von Berufsvorbereitung und Berufsausbildung für jüngere Men- 
schen mit erschwerten Vermittlungsperspektiven und für benachteiligte Aus- 
zubildende ergänzt. 

• Die Möglichkeit von sozialpädagogischer Begleitung und organisatorischer 
Unterstützung bei betrieblicher Berufsausbildung und Berufausbildungsvor- 
bereitung wird eingeführt. Träger können bei der Durchführung entsprechen- 
der Maßnahmen gefördert werden, um die betriebliche Eingliederung be- 
nachteiligter Auszubildender in den Arbeitsprozess durch begleitende sozial- 
pädagogische Betreuung zu stabilisieren. Klein- und Mittelbetriebe können 
von der Förderung der Unterstützung bei der Administration und Organisa- 
tion der betrieblichen Berufsausbildung, der Berufsausbildungsvorbereitung 
und der Einstiegsqualifizierung benachteiligter Jugendlicher profitieren. 

• Um die Berufswahlentscheidungen von Jugendlichen besser als bisher zu un- 
terstützen, wird die Möglichkeit erweitert, für Schüler allgemein bildender 
Schulen Berufsorientierungsmaßnahmen durchzuführen. Befristet bis Ende 
2010 können für Jugendliche aus beiden Rechtskreisen vertiefte Berufsorien- 
tierungsmaßnahmen in Zusammenarbeit mit den Ländern angeboten werden, 
die auch über den Zeitraum von vier Wochen hinaus und außerhalb der unter- 
richtsfreien Zeit durchgeführt werden können. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Nach einer Anlaufphase werden die jährlichen Aufwendungen für den neuen 
Qualifizierungszuschuss sowie den Eingliederungszuschuss für jüngere Arbeit- 
nehmer zusammen nach einer Modellrechnung auf bis zu 250 Mio. Euro ge- 
schätzt. Für die Einstiegsqualifizierung werden jährliche Aufwendungen in 
Höhe von 70 bis 100 Mio. Euro erwartet, für die sozialpädagogische Begleitung 
nach dem neuen § 241a SGB III schätzungsweise jährliche Aufwendungen in 
Höhe von 25 bis 35 Mio. Euro. In welchem Umfang die Möglichkeit einer orga- 
nisatorischen Unterstützung bei betrieblicher Berufsausbildung und Berufsaus- 
bildungsvorbereitung praktisch genutzt werden wird, ist gegenwärtig nicht ein- 
schätzbar und hängt u. a. von der Zusammenarbeit mit den Ländern ab. 

In allen Fällen handelt es sich um Ermessensleistungen aus den Eingliederungs- 
titeln des Zweiten und Dritten Buches Sozialgesetzbuch. Aufwendungen für die- 
se Leistungen führen zu Minderausgaben bei anderen Ermessensleistungen, das 
Eingliederungsbudget bleibt unverändert. 
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2. Vollzugsaufwand 

Bei der Bewilligung und Auszahlung der neuen Leistungen entstehen nicht nä- 
her quantifizierbare geringe Kosten für die Verwaltung. Ihnen entsprechen weg- 
fallende Verwaltungskosten, die bei Beibehaltung des heutigen Rechts für die 
Zahlung von Arbeitslosengeld II anfallen würden. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Vierten Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch -Verbesserung der Qualifizierung und Beschäftigungschancen von jünge- 
ren Menschen mit Vermittlungshemmnissen 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 
595), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 235a wird folgende Angabe 
eingefugt: 

„§ 235b Einstiegsqualifrzierung“. 

b) Nach der Angabe zu § 241 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 241a Sozialpädagogische Begleitung und organi- 
satorische Unterstützung bei betrieblicher 
Berufsausbildung und Berufsausbildungs- 
vorbereitung“. 

c) Nach der Angabe zu § 42 ln werden folgende Anga- 
ben eingefügt: 

„§ 42 lo Qualifizierungszuschuss für jüngere Arbeit- 
nehmer 

§ 421p Eingliederungszuschuss für jüngere Arbeit- 
nehmer 

§ 42 lq Erweiterte Berufsorientierung“. 

2. § 3 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Zuschüsse zur Vergütung bei einer Einstiegsqualifi- 
zierung.“ 

3. In § 14 werden nach den Wörtern „berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen“ die Wörter „sowie Teilnehmer an 
einer Einstiegsqualifizierung“ eingefugt. 

4. In § 22 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „421k und 421m“ 
durch die Angabe „421k, 421m, 421n, 421o und 421p“ 
ersetzt. 

5. Nach § 235a wird folgender neuer § 235b eingefügt: 

„§ 235b 

Einstiegsqualifizierung 

(1) Arbeitgeber, die eine betriebliche Einstiegsquali- 
fizierung durchführen, können durch Zuschüsse zur Ver- 
gütung bis zu einer Höhe von 192 Euro monatlich 
zuzüglich eines pauschalierten Anteils am durchschnitt- 
lichen Gesamtsozialversicherungsbeitrag des Auszubil- 
denden gefördert werden. Die betriebliche Einstiegsqua- 
lifizierung dient der Vermittlung und Vertiefung von 
Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähig- 


keit. Soweit die betriebliche Einstiegsqualifizierung als 
Berufsausbildungsvorbereitung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz durchgeführt wird, gelten die §§ 68 bis 70 
des Berufsbildungsgesetzes. 

(2) Eine Einstiegsqualifizierung kann für die Dauer 
von sechs bis längstens zwölf Monaten gefördert werden, 
wenn sie 

1 . auf der Grundlage eines Vertrages im Sinne des § 26 
des Berufsbildungsgesetzes mit dem Auszubildenden 
durchgeführt wird, 

2 . auf einen anerkannten Ausbildungsberuf im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes, § 25 Abs. 1 
Satz 1 der Handwerksordnung oder des Seemannsge- 
setzes vorbereitet und 

3. in Vollzeit oder wegen der Erziehung eigener Kinder 
oder der Pflege von Familienangehörigen in Teilzeit 
von mindestens 20 Wochenstunden durchgeführt 
wird. 

(3) Der Abschluss des Vertrages ist der nach dem Be- 
rufsbildungsgesetz zuständigen Stelle anzuzeigen. Die 
vennittelten Kenntnisse und Fertigkeiten sind vom Be- 
trieb zu bescheinigen. Die zuständige Stelle stellt über die 
erfolgreich durchgeführte betriebliche Einstiegsqualifi- 
zierung ein Zertifikat aus. 

(4) Förderungsfähig sind 

1 . bei der Agentur für Arbeit gemeldete Ausbildungsbe- 
werber mit aus individuellen Gründen eingeschränk- 
ten Vermittlungsperspektiven, die auch nach den bun- 
desweiten Nachvermittlungsaktionen keinen Ausbil- 
dungsplatz haben, 

2. Auszubildende, die noch nicht in vollem Maße über 
die erforderliche Ausbildungsbefahigung verfugen 
und 

3. lembeeinträchtigte und sozial benachteiligte Auszu- 
bildende. 

(5) Die Förderung eines Auszubildenden, der bereits 
eine betriebliche Einstiegsqualifizierung bei dem Antrag 
stellenden Betrieb oder in einem anderen Betrieb des Un- 
ternehmens durchlaufen hat, oder in einem Betrieb des 
Unternehmens oder eines verbundenen Unternehmens in 
den letzten drei Jahren vor Beginn der Einstiegsqualifi- 
zierung versicherungspflichtig beschäftigt war, ist ausge- 
schlossen. Gleiches gilt, wenn die Einstiegsqualifizierung 
im Betrieb der Ehegatten, Lebenspartner oder Eltern 
durchgeführt wird. 

(6) Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang und 
Verfahren der Förderung zu bestimmen.“ 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 16/5714 


6. § 240 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satzteil vor der Nummer 1 werden die Wörter 
„von Maßnahmen der beruflichen Ausbildung“ ge- 
strichen. 

b) In Nummer 2 wird der Punkt durch das Wort „oder“ 
ersetzt. 

c) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 angefugt: 

„3. mit sozialpädagogischer Begleitung während 
einer Berufsausbildungsvorbereitung nach dem 
Berufsbildungsgesetz oder einer Einstiegsquali- 
fizierung und mit administrativen und organi- 
satorischen Hilfen Betriebe bei der Berufsaus- 
bildung, der Berufsausbildungsvorbereitung 
und bei der Einstiegsqualifiziemng forderungs- 
bedürftiger Auszubildender unterstützen.“ 

7. ln § 241 Abs. 2 Satz 5 wird das Wort „drei“ durch das 
Wort „vier“ ersetzt. 

8. Nach § 241 wird folgender neuer § 241a eingefugt: 

„§ 241a 

Sozialpädagogische Begleitung und organisatorische 
Unterstützung bei betrieblicher Berufsausbildung und 
Berufsausbildungsvorbereitung 

(1) Förderungsfahig sind notwendige Maßnahmen 
zur sozialpädagogischen Begleitung lembeeinträchtig- 
ter und sozial benachteiligter Auszubildender während 
einer Berufsausbildungsvorbereitung nach dem Berufs- 
bildungsgesetz oder einer Einstiegsqualifizierung. 

(2) Förderungsfahig sind Maßnahmen zur Unterstüt- 
zung von Klein- oder Mittelbetrieben bei administra- 
tiven und organisatorischen Aufgaben im Zusammen- 
hang mit der betrieblichen Berufsausbildung, der 
Berufsausbildungsvorbereitung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz und der Einstiegsqualifiziemng lembeein- 
trächtiger und sozial benachteiligter Auszubildender. 
Die Fördemng ist ausgeschlossen, wenn gleichartige 
Leistungen nach einem Bundes- oder Landesprogramm 
erbracht werden.“ 

9. In § 246 Nr. 3 Satz 4 wird das Wort „drei“ durch das 
Wort „vier“ ersetzt. 

10. Nach § 421n werden die folgenden §§ 421o bis 42 1 q 
eingefugt: 

„§ 421o 

Qualifizierungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer 

(1) Arbeitgeber können zur Eingliederung von jünge- 
ren Arbeitnehmern, die bei Aufnahme der Beschäfti- 
gung das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
Zuschüsse erhalten, wenn diese 

1 . vor Aufnahme der Beschäftigung mindestens sechs 
Monate arbeitslos (§ 119) waren, 

2. nicht über einen Berufsabschluss verfügen und 

3. im Rahmen des Arbeitsverhältnisses qualifiziert 
werden. 

(2) Die Förderdauer richtet sich nach den jeweiligen 
Eingliederungserfordernissen und darf zwölf Monate 
nicht überschreiten. Die Förderhöhe beträgt 50 Prozent 
des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts. Davon 


werden 35 Prozentpunkte als Zuschuss zum Arbeitsent- 
gelt und 15 Prozentpunkte für die Qualifiziemng des 
Arbeitnehmers geleistet. 

(3) Das berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt und 
die Auszahlung des Zuschusses bestimmen sich nach 
§ 220. Soweit das regelmäßig gezahlte Arbeitsentgelt 
1 000 Euro überschreitet, bleibt der 1 000 Euro über- 
steigende Teil bei der Berechnung des Zuschusses unbe- 
rücksichtigt. 

(4) Inhalt der Qualifiziemng nach Absatz 1 Nr. 3 soll 
die betriebsnahe Vennittlung von arbeitsmarktverwert- 
baren Kenntnissen, Fertigkeiten und Fähigkeiten sein, 
die die Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern und 
auf einen beruflichen Abschluss vorbereiten können. 
Der Arbeitgeber hat die vermittelten Kenntnisse, Fertig- 
keiten und Fähigkeiten zu bescheinigen. Die Qualifizie- 
mng kann auch durch einen Träger durchgeführt wer- 
den, wenn eine Qualifiziemng im Betrieb nicht möglich 
ist. 

(5) Leistungen nach diesem Buch, die auf einen be- 
ruflichen Abschluss zielen, haben Vorrang vor dieser 
Leistung. 

(6) Eine Fördemng ist ausgeschlossen, wenn 

1. zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber die Beendi- 
gung eines Beschäftigungsverhältnisses veranlasst 
hat, um einen Eingliedemngszuschuss zu erhalten, 

2. die Einstellung bei einem früheren Arbeitgeber er- 
folgt, bei dem der Arbeitnehmer während der letzten 
zwei Jahre vor Fördemngsbeginn mehr als drei Mo- 
nate versichemngspflichtig beschäftigt war oder 

3. es sich nicht um eine Vollzeitbeschäftigung handelt. 

(7) Der Qualifiziemngszuschuss ist teilweise zurück- 
zuzahlen, wenn das Beschäftigungsverhältnis während 
des Beschäftigungszeitraums beendet wird. Dies gilt 
nicht, wenn 

1 . der Arbeitgeber berechtigt war, das Arbeitsverhält- 
nis aus Gründen, die in der Person oder dem Verhal- 
ten des Arbeitnehmers liegen, zu kündigen, 

2. eine Kündigung aus dringenden betrieblichen Erfor- 
dernissen, die einer Weiterbeschäftigung im Betrieb 
entgegenstehen, berechtigt war oder 

3 . die Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf das Be- 
streben des Arbeitnehmers hin erfolgt, ohne dass der 
Arbeitgeber den Gmnd hierfür zu vertreten hat. 

Die Rückzahlung ist auf die Hälfte des Forderungsbe- 
trages begrenzt. 

(8) Wird die Vermittlung der Kenntnisse, Fertigkeiten 
und Fähigkeiten nach Absatz 4 nicht bescheinigt, ist der 
Qualifiziemngszuschuss teilweise zurückzuzahlen. Die 
Rückzahlung ist auf ein Fünftel des Fördemngsbetrages 
begrenzt. 

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten für Fördemngen, die bis 
zum 3 1 . Dezember 2010 begonnen haben. 

(10) Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch An- 
ordnung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Um- 
fang und Verfahren der Qualifiziemng zu bestimmen. 
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§ 421p 

Eingliederungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer 

(1 ) Arbeitgeber können zur Eingliederung von jünge- 
ren Arbeitnehmern mit Berufsabschluss, die bei Auf- 
nahme der Beschäftigung das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, Zuschüsse zum Arbeitsentgelt erhal- 
ten, wenn diese vor Aufnahme der Beschäftigung min- 
destens sechs Monate arbeitslos (§ 119) waren. 

(2) Förderhöhe und Förderdauer richten sich nach 
den jeweiligen Eingliedemngserfordemissen. Die För- 
derhöhe darf 25 Prozent des berücksichtigungsfähigen 
Arbeitsentgelts nicht unterschreiten und 50 Prozent 
nicht überschreiten. Die Förderdauer beträgt längstens 
zwölf Monate. 

(3) Die Regelungen des § 42 lo zum berücksichti- 
gungsfähigen Arbeitsentgelt, zur Auszahlung des Zu- 
schusses, zum Förderungsausschluss und zur Rückzah- 
lung des Zuschusses sowie zur Befristung der Leistung 
gelten entsprechend. 

§ 421q 

Erweiterte Berufsorientierung 

Abweichend von § 33 Satz 4 können bis zum 3 1 . De- 
zember 2010 Berufsorientierungsmaßnahmen über ei- 
nen Zeitraum von vier Wochen hinaus und außerhalb 
der unterrichtsfreien Zeit durchgeführt werden.“ 


Artikel 2 
Folgeänderung 

In § 16 Abs. 1 Satz 2 des Zweiten Buches Sozialgesetz- 
buch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24. Dezember 2003, BGBl. 1 S. 2954, 2955), 
das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
die Angabe „421m und 42 ln“ durch die Angabe „421m, 
421 n, 42 1 o, 421p und 42 1 q“ ersetzt. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 . Oktober 2007 in Kraft. 


Berlin, den 19. Juni 2007 


Volker Kauder, Dr. Peter Ramsauer und Fraktion 
Dr. Peter Struck und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Ziel und Inhalt des Gesetzes 

Im Hinblick auf die nach wie vor zu hohe Jugendarbeits- 
losigkeit und die demographische Entwicklung ist es erfor- 
derlich, stärker als bisher Qualifizierungsmöglichkeiten und 
Beschäftigungschancen für solche jungen Menschen zu er- 
schließen, die mit dem breiten Spektrum der Leistungen der 
aktiven Arbeitsförderung und den Anstrengungen der Part- 
ner des Ausbildungspaktes bisher nicht in Ausbildung, Qua- 
lifizierung oder Beschäftigung vermittelt werden konnten. 

Mit diesem Gesetz werden Maßnahmen umgesetzt, die auf 
Empfehlungen der Arbeitsgruppe Arbeitsmarkt der Koaliti- 
onsfraktionen zum Job-Bonus für junge Menschen und auf 
Vereinbarungen im Ausbildungspakt vom 5. März 2007 be- 
ruhen. 

Die Qualifizierungs- und Beschäftigungschancen von lang- 
zeitarbeitslosen und bildungsschwachen Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen sollen nachhaltig erhöht werden. 
Arbeitslosigkeit bedeutet für junge Menschen, dass vorhan- 
denes Potenzial und Fähigkeiten nicht genutzt, nicht geför- 
dert und nicht ausgebaut werden. Ihnen bleibt die Möglich- 
keit verwehrt, sich im Arbeitsleben zu beweisen. Bereits 
frühzeitig kann eine negative Weichenstellung für das weite- 
re Erwerbsleben erfolgen. Im Ergebnis können der Aufbau 
einer eigenen ökonomischen Existenz und die Teilhabe am 
sozialen und gesellschaftlichen Leben nachhaltig beein- 
trächtigt werden. Einer am Beginn des Erwerbslebens sich 
anbahnenden Verfestigung der Arbeitslosigkeit soll auch im 
Sinne der Beschäftigungspoltischen Leitlinien der Europäi- 
schen Union präventiv begegnet werden. 

Mit neuen jugendspezifischen Leistungen erhalten Arbeitge- 
ber und junge Menschen Angebote zur nachhaltigen Integra- 
tion von jüngeren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in 
den Arbeitsmarkt. Beide Leistungen setzen an spezifischen 
Problemlagen an, um eine anhaltende Arbeitslosigkeit zu be- 
enden, erweitern die Handlungsmöglichkeiten des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch und werden als Leistungen der 
Eingliederung auch in das Zweite Buch übernommen. Die 
jungen Menschen sollen von der Integration in den Betrieb 
profitieren. Dadurch sollen auch sonstige Vermittlungs- 
hemmnisse abgebaut und damit erneute Arbeitslosigkeit ver- 
mieden werden. Junge Menschen, die noch nicht sechs Mo- 
nate arbeitslos sind, können auch weiterhin mit dem allge- 
meinen Eingliederungszuschuss (§218 Abs. 1) unterstützt 
werden. 

Der Qualifizierungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer 
kombiniert Eingliederungszuschüsse mit Qualifizierungs- 
elementen und zielt auf jüngere Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer, die mindestens sechs Monate arbeitslos sind und 
keinen Berufsabschluss haben. Damit wird der Tatsache 
Rechnung getragen, dass für manche junge Menschen eine 
Berufsausbildung auch bei Einsatz von Ausbildung fördern- 
den Leistungen kurzfristig nicht erreichbar ist. Um in diesen 
Fällen eine schnelle Integration zu ermöglichen, wird die 
Aufnahme einer Vollzeitbeschäftigung in Kombination mit 
einer betriebsnahen Qualifizierung gefordert. 


Der Eingliederungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer greift 
die bewährte Leistung der Eingliederungszuschüsse auf. Er 
richtet sich an Arbeitgeber, die jüngere Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer beschäftigen, die trotz eines Berufsab- 
schlusses bereits mindestens sechs Monate arbeitslos sind. 

Das seit dem 1. Oktober 2004 laufende Sonderprogramm 
des Bundes zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher 
(EQJ-Programm) endet im Dezember 2007. Diese Einglie- 
derungsmaßnahme soll aufgrund ihres Erfolgs als Ermes- 
sensleistung für Arbeitgeber dauerhaft in das Arbeitsforde- 
rungsrecht übernommen werden. Damit wird die Zusage im 
bis 2010 verlängerten Ausbildungspakt, die Förderung von 
jeweils 40 000 Plätzen für die kommenden drei Jahre sicher- 
zustellen, eingelöst. Über die Verweisung in § 16 Abs. 1 
SGB II steht die betriebliche Einstiegsqualifizierung auch 
als Eingliederungsleistung der Träger der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende zur Verfügung. Diese können somit ihren 
Beitrag zum Ausbildungspakt erbringen. 

Die Möglichkeit von sozialpädagogischer Begleitung und 
organisatorischer Unterstützung bei betrieblicher Berufsaus- 
bildung und Berufausbildungsvorbereitung wird eingeführt. 
Träger können bei der Durchführung entsprechender Maß- 
nahmen gefördert werden, um die betriebliche Eingliede- 
rung benachteiligter Auszubildender in den Arbeitsprozess 
durch begleitende sozialpädagogische Betreuung zu stabili- 
sieren. Klein- und Mittelbetriebe können von der Förderung 
der Unterstützung bei der Administration und Organisation 
der betrieblichen Berufsausbildung, der Berufsausbildungs- 
vorbereitung und der Einstiegsqualifizierung benachteiligter 
Jugendlicher profitieren. 

Um die Berufswahlentscheidungen von Jugendlichen besser 
als bisher zu unterstützen, wird die Möglichkeit erweitert, 
für Schüler allgemein bildender Schulen Berufsorientie- 
rungsmaßnahmen durchzuführen. Befristet bis Ende 2010 
können für Jugendliche aus beiden Rechtskreisen vertiefte 
Berufsorientierungsmaßnahmen in Zusammenarbeit mit den 
Ländern angeboten werden, die auch über den Zeitraum von 
vier Wochen hinaus und außerhalb der unterrichtsfreien Zeit 
durchgeführt werden können. 

II. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Der Bund hat für Artikel 1 die Gesetzgebungskompetenz 
nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 des Grundgesetzes (GG). 

Der Bund hat für Artikel 2 die Gesetzgebungskompetenz 
nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 GG. Für die öffentliche Fürsor- 
ge steht dem Bund das Gesetzgebungsrecht zu, wenn und so- 
weit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirt- 
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesge- 
setzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Abs. 2 
GG). 

Die Regelungen in Artikel 2 zur Änderung des Zweiten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch zielen auf bundeseinheitliche Bedin- 
gungen zur Förderung von jungen Erwachsenen und Auszu- 
bildenden, die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu- 
chende beziehen. Die Neuregelung verweist auf die mit 
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Artikel 1 im Dritten Buch Sozialgesetzbuch neu geregelten 
Leistungen zur Förderung von jungen Erwachsenen und 
Auszubildenden. Die Regelungen in Artikel 2 sind zur Wah- 
rung der Rechtseinheit erforderlich. Länderspezifische Re- 
gelungen bergen die konkrete Gefahr unterschiedlicher Leis- 
tungsstandards in den Ländern. Insbesondere bestünde die 
Gefahr, dass jungen Erwachsenen und Auszubildenden nur 
in denjenigen Ländern Einstiegs- und Qualifizierungsmaß- 
nahmen angeboten würden, in denen entsprechende Leistun- 
gen gefordert werden. Hierdurch würden Arbeitgeber, Aus- 
zubildende und junge Erwachsene in denjenigen Ländern 
benachteiligt, in denen keine oder nur geringere Zuschüsse 
für Arbeitgeber eingeführt würden. Eine solche Rechtszer- 
splitterung liegt weder im Interesse des Bundes noch der 
Länder. Es besteht daher ein gesamtstaatliches Erfordernis 
an der einheitlichen Ausgestaltung des Rechts. 

III. Gleichstellungspolitische Bedeutung 

Der Gesetzentwurf wurde auf seine Gleichstellungsrelevanz 
überprüft. Von den vorgesehenen neuen Leistungen profitie- 
ren Frauen und Männer gleichermaßen. Die Änderungen ha- 
ben daher keinen Einfluss auf die Gleichbehandlung der Ge- 
schlechter. 

IV. Finanzielle Auswirkungen 

Nach einer Anlaufphase werden die jährlichen Aufwendun- 
gen für den neuen Qualifizierungszuschuss sowie den Ein- 
gliederungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer zusammen 
auf bis zu 250 Mio. Euro geschätzt. Für die Einstiegsqualifi- 
zierung werden jährliche Aufwendungen in Höhe von 70 bis 
100 Mio. Euro erwartet, für die sozialpädagogische Beglei- 
tung nach dem neuen § 241a SGB III schätzungsweise jähr- 
liche Aufwendungen in Höhe von 25 bis 35 Mio. Euro. In 
welchem Umfang die Möglichkeit einer organisatorischen 
Unterstützung bei betrieblicher Berufsausbildung und Be- 
rufsausbildungsvorbereitung praktisch genutzt werden wird, 
ist gegenwärtig nicht einschätzbar und hängt u. a. von der 
Zusammenarbeit mit den Ländern ab. 

In allen Fällen handelt es sich aber um Ermessensleistungen 
aus den Eingliederungstiteln des Zweiten und Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch. Aufwendungen für diese Leistungen 
führen zu Minderausgaben bei anderen Ermessensleistun- 
gen, die Gesamtausgaben werden nicht erhöht. 

Im Einzelnen 

1. Mögliche Aufwendungen für den Qualifizierungszu- 
schuss und den Eingliederungszuschuss für jüngere Ar- 
beitnehmer 

Insbesondere die Anzahl der zu erwartenden Förderfälle 
lässt sich nur schwer abschätzen. Aufbauend auf aktuell ver- 
fügbaren empirischen Daten zur Zahl der arbeitslosen 
Jugendlichen sowie Auswertungen zur Zahl der länger als 
sechs Monate arbeitslosen Jugendlichen mit und ohne 
Berufsabschluss ist die zentrale Annahme, dass nach einer 
Anlaufphase 50 Prozent der Zielgruppe erreicht wird. 

Das berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt/Monat ist mit 
1 000 Euro festgesetzt. 

Für beide Leistungen zusammen wird nach einer Anlaufpha- 
se von einem jährlichen Aufwand von bis zu 250 Mio. Euro 
ausgegangen. 


Zielgruppe 1 : Jugendliche ohne Berufsabschluss, die länger 
als sechs Monate arbeitslos sind 


arbeitslose Jugendliche 

402 133 

länger als 6 Monate arbeitslos* 

95 392 

davon 60 Prozent ohne Berufs- 
abschluss (Zielgruppe)** 

rd. 57 000 

Angenommene potentielle Förder- 
fälle pro Monat 
(50 Prozent der Zielgruppe) 

28 500 

Durchschnittlicher Bruttolohn/Mo- 
nat bei einer Einkommensgrenze 
von 1 000 Euro/Monat 

850 Euro 

berücksichtigungsfähiges Arbeits- 
entgelt/Monat 

1 000 Euro 

Lohnkostenzuschuss incl. Qualifi- 
zierungsanteil in Höhe von 

50 Prozent des berücksichtigungs- 
fähigen Arbeitsentgelts pro Monat 

500 Euro 

Kosten pro Jahr 

bis zu 170 Mio. Euro 


Zielgruppe 2: Jugendliche mit Berufsabschluss, die länger 
als sechs Monate arbeitslos sind 


arbeitslose Jugendliche 

402 133 

länger als 6 Monate arbeitslos* 

95 392 

davon 40 Prozent mit Berufsab- 
schluss (Zielgruppe)** 

rd. 38 000 

Angenommene potentielle Förder- 
fälle pro Monat 
(50 Prozent der Zielgruppe) 

19 000 

Durchschnittlicher Bruttolohn/Mo- 
nat bei einer Einkommensgrenze 
von 1 000 Euro/Monat 

850 Euro 

berücksichtigungsfähiges Arbeits- 
entgelt/Monat 

1 000 Euro 

Lohnkostenzuschuss in Höhe von 
durchschnittlich 35 Prozent des 
berücksichtigungsfähigen Arbeits- 
entgelts pro Monat 

350 Euro 

Kosten pro Jahr 

bis zu 80 Mio. Euro 


* Die 69 zugelassenen kommunalen Träger wurden aufgrund fehlenden 
Datenmaterials in diese Auswertung nicht mit einbezogen. 

** Die Anzahl der arbeitslosen Jugendlichen, die keine abgeschlossene 
Ausbildung haben, wurde aufgrund der Umstellung auf VerBIS letzt- 
mals für den Monat März 2006 statistisch ausgewiesen. Die 69 zuge- 
lassenen kommunalen Träger wurden aufgrund fehlenden Datenma- 
terials in diese Auswertung nicht mit einbezogen. Insofern wurde für 
die Berechnung der prozentuale Anteil verwendet. 

2. Mögliche Aufwendungen für Einstiegsqualifizierung 

Die Abschätzung des jährlichen Aufwandes geht von monat- 
lichen Zuschüssen zur Ausbildungsvergütung in Höhe von 
192 Euro und einem pauschalierten Anteil am Gesamtsozial- 
versicherungsbeitrag in Höhe von 99 Euro aus. Aufbauend 
auf den empirischen Zugangszahlen der Ausbildungsjahre 
2004/2005 bis 2006/2007 kann von jährlich 40 000 Förder- 
fällen ausgegangen werden, die zwischen sechs bis neun 
Monaten gefördert werden. 
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Daraus ergeben sich geschätzte jährliche Aufwendungen 
zwischen rd. 70 Mio. und 100 Mio. Euro. 

3 . Mögliche Aufwendungen für sozialpädagogische Beglei- 
tung 

Für die (grobe) Abschätzung der Aufwendungen sozialpäda- 
gogischer Begleitung von lembeeinträchtigten und sozial be- 
nachteiligten Auszubildenden wird unterstellt, dass von den 
40 000 EQJ -Förderfällen (sechs bis neun Monate) etwa die 
Hälfte (20 000) sozialpädagogische Begleitung in Anspruch 
nimmt und dabei pro Monat 200 Euro aufgewendet werden 
müssen. 

Daraus ergeben sich jährlich Aufwendungen von 25 Mio. bis 
35 Mio. Euro. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 - Änderung des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

F olgeänderungen. 

Zu Nummer 2 (§ 3) 

Folgeänderung zur Einfügung des § 235b. 

Zu Nummer 3 (§ 14) 

Folgeänderung zur Aufnahme der Förderung von Einstiegs- 
qualifizierungen in das Arbeitsförderungsrecht. 

Zu Nummer 4 (§ 22) 

Folgeänderung zu Nummer 10 (§ 421o bis § 421q). 

Zu Nummer 5 (§ 235b) 

Die betriebliche Einstiegsqualifizierung wird als Arbeitge- 
berleistung in das Arbeitsförderungsrecht aufgenommen. Sie 
ist als Leistung im Vorfeld der Aufnahme einer Berufsausbil- 
dung dem Bereich Berufsvorbereitung zuzuordnen. Der 
Teilnehmer einer Einstiegsqualifizierung ist förderrechtlich 
einem Auszubildenden nach dem Berufsbildungsgesetz 
gleichgestellt. 

Wegen der positiven Erfahrungen mit dem Sonderprogramm 
des Bundes zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher 
(EQJ-Programm) wird die Einstiegsqualifizierung in das 
Arbeitsforderungsrecht aufgenommen. Das Programm ist als 
Beitrag des Bundes zum Ausbildungspakt zum 1. Oktober 
2004 aufgelegt worden. Es war zunächst auf drei Jahre be- 
fristet. Das Programm ist wegen seines Erfolgs zum 1. Okto- 
ber 2006 um ein Jahr verlängert und auf 40 000 Plätze auf- 
gestockt worden. 

Die Einstiegsqualifizierung hat sich für die Zielgruppe als 
Türöffner in betriebliche Berufsausbildung erwiesen. Von 
den Teilnehmern des zweiten Programmjahrgangs haben 
nach den Ergebnissen der Begleitforschung bis zum Oktober 
2006 fast 70 Prozent eine Berufsausbildung (62,7 Prozent 
eine betriebliche Berufsausbildung) begonnen. Die Ver- 
gleichswerte einer Kontrollgruppe mit ähnlichen Ausgangs- 
voraussetzungen liegen deutlich niedriger: Nur 38,7 Prozent 


bzw. 29,7 Prozent dieser Gruppe konnten eine Ausbildung 
einmünden. 

Einstiegsqualifizierungen sollten nicht dazu führen, dass Be- 
triebe ihre Ausbildungsleistung zurückfahren und durch be- 
triebliche Einstiegsqualifizierungen ersetzen. Die Einstiegs- 
qualifizierung hat sich insgesamt nicht negativ auf die Be- 
reitstellung von Ausbildungsplätzen ausgewirkt. Vielmehr 
ist jeder dritte Betrieb, der vorher nicht ausgebildet hat, ein 
Ausbildungsbetrieb geworden. Obwohl auch Ausbildungs- 
betriebe ihre Ausbildungsleistung gesenkt haben, ist die Zahl 
der Betriebe, die ihre Ausbildungsquote erhöht haben, ge- 
stiegen. Insgesamt ist gegenüber dem Vorjahr eine Steige- 
rung der durchschnittlichen Ausbildungsleistung sowohl ab- 
solut als auch relativ zu verzeichnen. Abweichend vom 
EQJ-Programm sollen auch öffentliche Arbeitgeber geför- 
dert werden können, wenn sie eine Einstiegsqualifizierung 
durchführen, die auf einen anerkannten Ausbildungsberuf 
vorbereitet. Da das SGB III bei der Förderung junger Men- 
schen grundsätzlich keine Altersgrenze festlegt, wird abwei- 
chend vom EQJ-Programm keine Altersgrenze bestimmt. 
Die Vermittlung der Kenntnisse kann auch in Fonn von Aus- 
bildungsbausteinen erfolgen. Dies soll dazu beitragen, eine 
folgende Berufsausbildung durch — teilweise - Anrechnung 
zu verkürzen. Über die Verweisung in § 16 Abs. 1 des Zwei- 
ten Buches Sozialgesetzbuch steht die betriebliche Ein- 
stiegsqualifizierung - auch im Hinblick auf den Grundsatz 
der Leistung aus einer Hand - künftig auch als Leistung des 
Trägers der Grundsicherung für Arbeitsuchende für erwerbs- 
fähige hilfebedürftige Jugendliche zur Verfügung. 

Aufgrund einer ausbildungsrechtlichen Sonderstellung wird 
das Berufsfeld der Altenpflege von der Fördermaßnahme 
nicht erfasst. Die Ausweitung der Einstiegsqualifizierung 
auf den Ausbildungsbereich der Altenpflege bleibt einer ge- 
sonderten Prüfung und gesetzlichen Regelung im Rahmen 
der im Koalitionsvertrag vorgesehenen Überprüfung der 
SGB-lII-Instrumente Vorbehalten. 

Zu Nummer 6 (§ 240) 

Mit der Ergänzung der Grundsatzregelung der Benachteilig- 
tenförderung wird die Prüfzusage aus dem Ausbildungspakt 
umgesetzt, die organisatorische Unterstützung betrieblicher 
Ausbildungsvorbereitung und Ausbildung zugunsten be- 
nachteiligter Jugendlicher in das Arbeitsförderungsrecht 
aufzunehmen. 

Zu Nummer 7 (§241) 

Folgeänderung zur Verlängerung der Höchstdauer der Pro- 
bezeit in einem Berufsausbildungsverhältnis von drei auf 
vier Monate durch das Berufsbildungsreformgesetz, das am 
1 . April 2005 in Kraft getreten ist. 

Zu Nummer 8 (§ 241a -neu) 

Mit der neuen Regelung können Arbeitgeber Unterstützung 
erhalten, um benachteiligte Auszubildende mit sozialpäda- 
gogischer Begleitung bei der Durchführung einer Berufsaus- 
bildungsvorbereitung nach dem Berufsbildungsgesetz oder 
einer Einstiegsqualifizierung zu betreuen. Damit sollen die 
Chancen benachteiligter Auszubildender auf eine betrieb- 
liche Ausbildung erhöht werden. Benachteiligte Auszubil- 
dende bedürfen häufig neben der praktischen Erfahrung im 
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Betrieb auch weitergehender Begleitung, um sich in den Ar- 
beitsprozess integrieren zu können und ihre Chancen auf die 
Übernahme in eine betriebliche Berufsausbildung erhöhen 
zu können. Außerdem wird ein Ausbildungs- und Berufsaus- 
bildungsvorbereitungsmanagement zugunsten von lembe- 
einträchtigten und sozial benachteiligten Auszubildenden 
eingeführt. Die Förderung wird auf Klein- und Mittelbetrie- 
be (bis zu 500 Mitarbeitern) begrenzt. Bei Großbetrieben 
wird davon ausgegangen, dass die eigene Ausbildungsabtei- 
lung dies leistet. Die Nachrangregelung soll gewährleisten, 
dass vorhandene Bundes- oder Länderprogramme in diesem 
Bereich, wie zum Beispiel das Job- Starter-Programm und 
das Programm Passgenaue Vermittlung der Bundesregie- 
rung, vorrangig eingesetzt werden. 

Zu Nummer 9 (§ 246) 

Folgeänderung zu Nummer 7. 

Zu Nummer 10 (§§ 421o bis 42 lq) 

Zu § 421o 

Eine berufliche Ausbildung bietet eine solide Grundlage für 
eine dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt. Für benach- 
teiligte junge Menschen steht deswegen grundsätzlich die 
Ausbildungsförderung in Form von Berufsvorbereitung, Be- 
gleitung und Unterstützung einer Ausbildung im Mittel- 
punkt. Aufgrund unterschiedlicher Problemlagen sind je- 
doch nicht alle jungen Menschen durch Ausbildung fördern- 
de Maßnahmen erreichbar oder schließen eine berufliche 
Ausbildung erfolgreich ab. Diese jüngeren Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer benötigen erweiterte Integrationsstra- 
tegien, die kurzfristige Maßnahmen bieten und gleichzeitig 
längerfristig den Übergang in eine berufliche Ausbildung 
oder das Nachholen des Berufsabschlusses erleichtern. Jün- 
gere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollen möglichst 
frühzeitig in Betriebe integriert werden, um so die Möglich- 
keit zu erhalten, sich zu beweisen und zu stabilisieren. Be- 
triebsnahe Qualifizierungselemente bauen ihre Kenntnisse, 
Fertigkeiten und Fähigkeiten aus und erhöhen ihre Vermit- 
telbarkeit. 

Der Qualifizierungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer er- 
weitert die gesetzlichen Handlungsspielräume um eine zeit- 
lich befristete Kombination von Eingliederungszuschuss 
und Qualifizierungselementen. Mit einer praxisorientierten, 
betriebsnahen Qualifizierung, die eine Beschäftigung im Be- 
trieb flankiert und ergänzt, sollen kurz- und mittelfristig die 
Perspektiven von jungen Menschen auf eine dauerhafte Ein- 
gliederung verbessert werden. Dabei soll die Leistung - bei 
Bedarf - im Anschluss mit anderen Förderungen verknüpft 
werden, um das Nachholen des Berufsabschlusses zu er- 
leichtern. 

Zu Absatz 1 

Ziel des Qualifizierungszuschusses ist es, die tägliche Arbeit 
im Betrieb mit einer Qualifizierung zu kombinieren. Dabei 
kann sich die Qualifizierung ausschließlich auf die Tätigkeit 
beziehen, die im Rahmen des Beschäftigungsverhältnisses 
ausgeübt wird oder diese ergänzt. Ein Vermittlungshemmnis 
muss nicht vorliegen, da von einem besonderen Unterstüt- 
zungsbedarf ausgegangen wird, wenn Arbeitslosigkeit sechs 
Monate andauert. Eine Förderung ist nur möglich, wenn die 
Beschäftigung mit einer Qualifizierung verbunden ist. 


Zu Absatz 2 

Die Förderhöhe beträgt 50 Prozent des berücksichtigungsfä- 
higen Arbeitsentgelts. 70 Prozent der Förderung (35 Pro- 
zentpunlcte) sind ein Zuschuss zu den Arbeitsentgeltkosten. 
30 Prozent (15 Prozentpunkte) des Förderbetrages sind vom 
Arbeitgeber für eine Qualifizierung zu verwenden. 

Zu Absatz 3 

Für das berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt werden die 
für Eingliederungszuschüsse gemäß § 217 ff. geltenden Re- 
gelungen übernommen. 

Während Beschäftigungsverhältnisse mit einem Bruttoar- 
beitsentgelt von mehr als 1 000 Euro zwar grundsätzlich för- 
derfähig sind, wird das zuschussfähige Arbeitsentgelt auf 
1 000 Euro beschränkt. Damit wird eine Konzentration auf 
die angestrebte Zielgruppe sichergestellt, die in der Regel 
eher niedrige Entgelte realisieren dürfte. 

Zu Absatz 4 

Im Vordergrund der Qualifizierung steht die betriebsnahe 
Vermittlung von arbeitsmarktverwertbaren Kenntnissen, 
Fertigkeiten und Fähigkeiten, die die Chancen auf dem Ar- 
beitsmarkt verbessern und auf einen beruflichen Abschluss 
vorbereiten können. Eine Orientierung an anerkannten Aus- 
bildungsberufen kann hierfür die Grundlage bilden. Dabei 
können Elemente aus Qualifizierungsbausteinen im Sinne 
des § 69 des Berufsbildungsgesetzes sowie aus vergleichba- 
ren Bausteinen, die auf länderspezifischen Regelungen beru- 
hen, und aus den in der Entwicklung befindlichen Ausbil- 
dungsbausteinen genutzt werden. Die Vermittlung der 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten ist vom Arbeitge- 
ber zu bescheinigen. Eine Zertifizierung durch die zuständi- 
gen Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz und der Hand- 
werksordnung ist wünschenswert. Der Arbeitgeber kann, so- 
fern er die Qualifizierung nicht im Betrieb durchführt, einen 
Träger beauftragen. Die ordnungsgemäße Durchführung der 
Qualifizierung ist von der Bundesagentur für Arbeit zu über- 
prüfen. 

Zu Absatz 5 

Im Mittelpunkt der jugendspezifischen Leistungen stehen 
für junge Menschen ohne Berufsabschluss weiterhin Leis- 
tungen zur Vorbereitung, Unterstützung, Begleitung und 
Aufnahme einer beruflichen Ausbildung. Die Regelung 
weist auf die Nachrangigkeit des Qualifizierungszuschusses 
zu diesen Leistungen hin, da er nicht in erster Linie auf das 
Nachholen eines Berufsabschlusses gerichtet ist. 

Zu Absatz 6 

Zum Förderausschluss werden die für Eingliederungszu- 
schüsse gemäß § 217 ff. geltenden Regelungen übernom- 
men. Die in § 221 Abs. 1 Nr. 1 vorgesehene Frist von vier 
Jahren wird für den Förderausschluss bei Einstellungen von 
jüngeren Arbeitnehmern auf zwei Jahre verringert. Auf eine 
Nachbeschäftigungspflicht wird verzichtet, um die Attrakti- 
vität der neuen Leistung für Arbeitgeber zu erhöhen. 

Zu Absatz 7 

Hinsichtlich der Rückzahlung der Förderung bei Beendi- 
gung des Beschäftigungsverhältnisses werden die für Ein- 
gliederungszuschüsse nach § 217 ff. geltenden Regelungen 
übernommen. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-11- 


Drucksache 16/5714 


Zu Absatz 8 

Die Förderung einer Qualifizierung ist wesentlicher Be- 
standteil der Leistung, weil sie die Arbeitsmarktperspektiven 
junger Menschen verbessert. Ohne eine Bescheinigung 
durch den Arbeitgeber verliert die Qualifizierung für den Ar- 
beitnehmer an Wert. Da eine Bescheinigung gleichzeitig Teil 
der Überprüfung der Durchführung der ordnungsgemäßen 
Qualifizierung ist, ist der Zuschuss teilweise zurückzuzah- 
len, wenn der Arbeitgeber die Qualifizierung nicht beschei- 
nigt. 

Zu Absatz 9 

Um die Leistung zu erproben und im Rahmen der Wirkungs- 
forschung (§ 282 SGB III) beurteilen zu können, wird 
die Regelung befristet. Förderungen können bis zum 
3 1 . Dezember 20 1 0 bewilligt werden. 

Zu Absatz 10 

Die Bundesagentur für Arbeit wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang und 
Verfahren der Qualifizierung zu bestimmen. 

Zu § 421p 

Mit der Einführung eines eigenständigen Eingliederungszu- 
schusses für jüngere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
wird der besonderen Arbeitsmarktsituation dieser Personen- 
gruppe Rechnung getragen. Bei jungen Menschen, die be- 
reits sechs Monate arbeitslos sind, droht eine Verfestigung 
der Arbeitslosigkeit. Dies gilt auch für Jüngere, die über 
einen Berufsabschluss verfügen. Gerade zu Beginn des Er- 
werbslebens werden die Grundlagen für bessere Perspekti- 
ven auf dem Arbeitsmarkt und einen nachhaltigen Schutz 
vor Arbeitslosigkeit geschaffen. 

Zu Absatz 1 

Bei jüngeren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die 
bereits sechs Monate arbeitslos sind, kann von einem beson- 
deren Unterstützungsbedarf ausgegangen werden, auch 
wenn sie über eine Berufsausbildung verfügen. Ein Vermitt- 
lungshemmnis muss deswegen, anders als bei den Eingliede- 
rungszuschüssen nach § 217 ff., nicht vorliegen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelungen zur Förderhöhe werden mit einer Mindest- 
vorgabe versehen, so dass stärkere Anreize zur Beschäfti- 
gungjüngerer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entste- 
hen und Arbeitgeber zugleich mehr Klarheit über die Höhe 
einer möglichen Förderung haben. 


Zu Absatz 3 

Die Regelungen des § 42 1 o zum berücksichtigungsfähigen 
Arbeitsentgelt, zur Auszahlung des Zuschusses, zur Rege- 
lung eines Förderauschlusses und einer Rückzahlung sowie 
zur Befristung der Leistung sollen entsprechend angewandt 
werden. 

Zu § 421q 

Die Fördermöglichkeiten der vertieften Berufsorientierung 
werden erweitert. Dadurch soll befristet erprobt werden, ob 
durch verbesserte Berufsorientierung Ausbildungsabbrüche 
vermieden werden. Derzeit werden bereits vielversprechen- 
de Modellprojekte in intensiver Zusammenarbeit der Länder 
mit den Arbeitsagenturen zur Verbesserung der Berufswahl- 
vorbereitung durchgeführt. Ziel ist es, fundierte Berufswahl- 
entscheidungen der Jugendlichen zu ermöglichen, Ausbil- 
dungsabbrüchen wegen Fehlentscheidungen vorzubeugen, 
und damit letztlich die Übergänge von Schule in Ausbildung 
zu erleichtern. Insbesondere bei der Erarbeitung der Modell- 
projekte wurde festgestellt, dass der derzeit vorgesehene 
zeitliche Rahmen von bis zu vier Wochen zu gering und die 
Beschränkung auf die unterrichtsfreie Zeit zu eng ist, um 
eine gesicherte Berufswahlentscheidung treffen zu können. 
Unter dem Präventionsaspekt zur Venneidung ggf. später 
notwendiger Förderung Jugendlicher aus Beitragsmitteln 
(beispielsweise mit außerbetrieblichen Berufsausbildungen) 
erscheint es sinnvoll, den bisherigen Rahmen gänzlich auf- 
zuheben. 

Zu Artikel 2 (Folgeänderung) 

Folgeänderung zu Artikel 2 Nr. 10 (§§421o bis 421q des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch). 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Im Hinblick auf die Übernahme der Einstiegsqualifizierung 
als neue Leistung in das Arbeitsförderungsrecht und die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende wird das Sonderpro- 
gramm des Bundes zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher 
durch eine gesonderte Änderung der EQJ-Programm-Richt- 
linie vorzeitig beendet. Bis zum 30. September 2007 begon- 
nene Förderungen werden bis zu ihrem Ende im Jahr 2008 
über das Bundesprogramm ausfinanziert. Die Vorschrift des 
§ 421m - Sozialpädagogische Begleitung bei Berufsausbil- 
dungsvorbereitung nach dem Berufsbildungsgesetz, die bis 
3 1 . Dezember 2007 befristet ist und in den neuen § 24 1 a auf- 
genommen wurde, bleibt bis zu diesem Zeitpunkt in Kraft, 
da bereits Förderungen bis zu diesem Zeitpunkt bewilligt 
worden sein können. 
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